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Entscheidungsdatum

26.08.2024
Norm

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §28

WG 2001 826 Abs3

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 glltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 glltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_
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VwWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
1. WG 2001 8 26 heute
2. WG 2001 8 26 gultig ab 01.12.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 102/2019
3. WG 2001 8§ 26 gultig von 01.01.2014 bis 30.11.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 181/2013
4. WG 2001 8 26 gultig von 01.09.2009 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 85/2009
5. WG 2001 8§ 26 gultig von 01.12.2002 bis 31.08.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 103/2002
6. WG 2001 § 26 gltig von 22.12.2001 bis 30.11.2002
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Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Thomas MARTH Uber die Beschwerde von XXXX , geb.
XXXX , gegen den Bescheid des Militdrkommandos Wien vom 24.04.2024, GZ: P1749790/2-MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023
(8), zu Recht: Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Thomas MARTH Uber die Beschwerde
von réomisch 40, geb. romisch 40, gegen den Bescheid des Militdrkommandos Wien vom 24.04.2024, GZ: P1749790/2-
MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023 (8), zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 § 28 VwGVG stattgegeben und der Bescheid ersatzlos behoben.Die Beschwerde wird
gemal Paragraph 28, VWGVG stattgegeben und der Bescheid ersatzlos behoben.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
Das Bundesverwaltungsgericht hat Uber die rechtzeitige und zuldssige Beschwerde erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. XXXX (in Folge: Beschwerdeflhrer) beantragte am 12.04.2023 die Befreiung von der Verpflichtung zur Leistung des
Grundwehrdienstes aufgrund seiner Selbststandigkeit. Die Erflillung des Bundesheerdienstes wirde dazu fuhren, dass
er seine, im Jahr 2022 gegrindete, Firma schlielBen musse. 1.1. romisch 40 (in Folge: Beschwerdefihrer) beantragte am
12.04.2023 die Befreiung von der Verpflichtung zur Leistung des Grundwehrdienstes aufgrund seiner Selbststandigkeit.
Die Erfullung des Bundesheerdienstes wurde dazu fihren, dass er seine, im Jahr 2022 gegriindete, Firma schliel3en

musse.

1.2. Mit Bescheid vom 08.04.2024, GZ: P1749790/2-MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023 (6), wies das Militdrkommando Wien (in
Folge: Behorde) den Antrag auf Befreiung ab. Begrindend wurde ausgefiihrt, die vom Beschwerdefihrer
vorgebrachten Grinde wirden nicht Uber das allen Wehrpflichtigen zumutbare AusmalR an nachteiligen Auswirkungen
hinausgehen; besonders riicksichtswirdige Interessen seien daher nicht zu erkennen.

1.3. Der Beschwerdefuhrer richtete am 17.04.2024 ein Schreiben mit folgenden Inhalt an die Behorde:

lee]

Betreff: Aufschiebung des Prasenzdienstes
Sehr geehrte Damen und Herren,

Ich, XXXX geboren am XXXX , wohnhaftXXXX lege mit diesem Schreiben gegen die Abweisung zur Leistung des
Grundwehrdienstes Berufung ein. Ich, rémisch 40 geboren am rémisch 40, wohnhaftXXXX lege mit diesem Schreiben
gegen die Abweisung zur Leistung des Grundwehrdienstes Berufung ein.

Bescheid GZ P1749790/2-MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023 von Militarkommando WIEN Erganzungsabteilung KdoGeb FM
RADETZKY, Panikengasse 2 1163 WIEN, Sachbearbeiter ADir XXXX Bescheid GZ P1749790/2-MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023
von Militarkommando WIEN Erganzungsabteilung KdoGeb FM RADETZKY, Panikengasse 2 1163 WIEN, Sachbearbeiter
ADir rémisch 40

Ich Bitte um Zurlcksetzung des Einberufungsbefehles vom 23.02.2024, fur die Einberufung fir 06.04.2024 -
05.11.2024, mit der Bitte um Aufschub flr 2 Jahre (2026), da Ich ein Unternehmen flihre und bereits fortlaufende
Auftrage habe, um das Unternehmen aufzubauen. Ich mdchte ohne wirtschaftliche und finanzielle Verluste 2026
meinen Grundwehrdienst ableisten. In der jetzigen Situation musste Ich meine Firma schliel3en, wirde alle Auftrage
und Kunden verlieren und ware nach dem Prasenzdienst arbeitslos.

[..I"
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Beigelegt waren Nachweise fur die bestehenden Auftrage ein Auszug aus dem Gewerbeinformationssystem Austria,
ein Mietvertrag, ein Ankaufskreditvertrag sowie Kraftfahrzeugversicherungsvertrage.

1.4. Mit E-Mail vom 22.04.2024 Ubermittelte der Beschwerdefiihrer einen Antrag auf Befreiung worin er die Befreiung
von der Verpflichtung zur Leistung des Grundwehrdienstes bis 01.05.2026 beantragt. Die E-Mail tragt den Betreff
JAntrag auf Aufschub” und schreib der Beschwerdefihrer darin ,[iln der Beilage finden Sie meinen Antrag auf
Aufschub”.

1.5. Am 24.04.2024 richtete die Behorde einen Mangelbehebungsauftrag an den Beschwerdefuhrer. Die Beschwerde
weise folgende Mangel auf: Er habe Berufung gegen den Bescheid vom 08.04.2024, GZ: P1749790/2-MilKdo
W/Kdo/ErgAbt/2023 (6), eingelegt zudem habe er um Zurticksetzung des Einberufungsbefehls ersucht und einen
Antrag auf Aufschub des Prasenzdienstes eingebracht. Nach Ausflihrungen zu den Voraussetzungen flur einen
Aufschub nach 8 26 Abs. 3 WehrG fuhrt die Behorde aus, dass eine Bezeichnung als Beschwerde erforderlich ist und
forderte den Beschwerdefiihrer auf die Mangel seines Schreibens vom 17.04.2024 binnen drei Tagen ab Zustellung des
Schreibens zu beheben.1.5. Am 24.04.2024 richtete die Behdérde einen Mangelbehebungsauftrag an den
Beschwerdefiihrer. Die Beschwerde weise folgende Mangel auf: Er habe Berufung gegen den Bescheid vom
08.04.2024, GZ: P1749790/2-MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023 (6), eingelegt zudem habe er um Zurlcksetzung des
Einberufungsbefehls ersucht und einen Antrag auf Aufschub des Prasenzdienstes eingebracht. Nach Ausfihrungen zu
den Voraussetzungen fur einen Aufschub nach Paragraph 26, Absatz 3, WehrG fuhrt die Behdrde aus, dass eine
Bezeichnung als Beschwerde erforderlich ist und forderte den Beschwerdefuhrer auf die Mangel seines Schreibens
vom 17.04.2024 binnen drei Tagen ab Zustellung des Schreibens zu beheben.

1.6. Mit Bescheid vom 24.04.2024, GZ: P1749790/2-MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023 (8), wies das Militdrkommando Wien
den Antrag auf Aufschub des Antrittes des Grundwehrdienstes ab. Begrindend wurde ausgefiihrt, die vom
Beschwerdefiihrer vorgebrachten Grinde waren keine Ausbildungsgrinde im Sinne des 826 Abs. 3 WehrG. Die
selbststandige Tatigkeit des Beschwerdeflhrers stellt keinen Aufschubgrund dar. Die Durchfihrung eines
Parteiengehdrs konnte unterbleiben, da alle beteiligten Parteien Kenntnis Uber den im Verfahren relevanten
Sachverhalt hatten. 1.6. Mit Bescheid vom 24.04.2024, GZ: P1749790/2-MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023 (8), wies das
Militdarkommando Wien den Antrag auf Aufschub des Antrittes des Grundwehrdienstes ab. Begriindend wurde
ausgefihrt, die vom Beschwerdefihrer vorgebrachten Grinde waren keine Ausbildungsgriinde im Sinne des §26
Absatz 3, WehrG. Die selbststandige Tatigkeit des BeschwerdefUhrers stellt keinen Aufschubgrund dar. Die
Durchfiihrung eines Parteiengehdérs konnte unterbleiben, da alle beteiligten Parteien Kenntnis Gber den im Verfahren
relevanten Sachverhalt hatten.

1.7. Gegen den Bescheid GZ: P1749790/2-MilKdo W/Kdo/ErgAbt/2023 (8) reichte der Beschwerdefliihrer am 26.04.2024
Beschwerde ein. Er habe psychische Existenzangst da er unverzichtbar fir den Fortbestand seines Unternehmens sei.
Der Antritt zum Grundwehrdienst wirde seine psychische Stabilitdt stark gefahrden und ihn, durch die damit
verbundene SchlieBung der Firma, mit Schulden zurlcklassen. Er bitte daher um Zurlcksetzung des
Einberufungsbefehles vom 23.02.2024 und somit den Aufschub des Grundwehrdienstes zu genehmigen.

1.8. Mit Vorlageschreiben vom 21.06.2024, eingelangt am selben Tag, legte die Behorde die ,Beschwerde vom
26.04.2024" dem Bundesverwaltungsgericht samt bezugshabenden Verwaltungsakt zur Entscheidung vor.

2. Beweiswdirdigung:

Die Feststellungen ergeben sich aus der eindeutigen Aktenlage. Dass der Beschwerdefiihrer fir die Milizibungen in
den festgestellten Zeitrdumen einberufen bzw. vorgesehen wurde und dass eine Vorinformation hinsichtlich dieser
Ubungen bereits im Dezember 2023 erfolgte, wurde von der Behérde im Bescheid so festgestellt und trat der
Beschwerdefiihrer dem nicht entgegen.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu A)

3.1. Gemald § 26 Abs 3 WG 2001 sind taugliche Wehrpflichtige, soweit militarische Interessen nicht entgegenstehen, der
Antritt des Grundwehrdienstes aufzuschieben, wenn 1. sie nicht zu einem innerhalb eines Jahres nach ihrer jeweiligen
Heranziehbarkeit zum Grundwehrdienst gelegenen Termin zu diesem Prasenzdienst einberufen wurden und sie durch
eine Unterbrechung einer bereits begonnenen Schul- oder Hochschulausbildung oder sonstigen Berufsvorbereitung
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einen bedeutenden Nachteil erleiden wirden oder 2. sie vor der rechtswirksam verfugten Einberufung zum
Grundwehrdienst eine weiterfihrende Ausbildung begonnen haben und eine Unterbrechung dieser Ausbildung eine
auBerordentliche Harte bedeuten wirde.3.1. Gemal3 Paragraph 26, Absatz 3, WG 2001 sind taugliche Wehrpflichtige,
soweit militarische Interessen nicht entgegenstehen, der Antritt des Grundwehrdienstes aufzuschieben, wenn 1. sie
nicht zu einem innerhalb eines Jahres nach ihrer jeweiligen Heranziehbarkeit zum Grundwehrdienst gelegenen Termin
zu diesem Prasenzdienst einberufen wurden und sie durch eine Unterbrechung einer bereits begonnenen Schul- oder
Hochschulausbildung oder sonstigen Berufsvorbereitung einen bedeutenden Nachteil erleiden wirden oder 2. sie vor
der rechtswirksam verfigten Einberufung zum Grundwehrdienst eine weiterfihrende Ausbildung begonnen haben
und eine Unterbrechung dieser Ausbildung eine auBerordentliche Harte bedeuten wirde.

Ein Aufschub ist auf Antrag der Wehrpflichtigen zu verfligen. Der Aufschub darf bis zum Abschluss der jeweiligen
Berufsvorbereitung gewahrt werden, langstens jedoch bis zum Ablauf des 15. September jenes Kalenderjahres, in dem
diese Wehrpflichtigen das 28. Lebensjahr vollenden.

Ein Aufschub nach§ 26 Abs. 3 WG 2001 erfordert daher einen Antrag, ebenso die Abweisung eines Antrages nach
dieser Gesetzesstelle.Ein Aufschub nach Paragraph 26, Absatz 3, WG 2001 erfordert daher einen Antrag, ebenso die
Abweisung eines Antrages nach dieser Gesetzesstelle.

Dem Schreiben vom 17.04.2024 lasst sich jedoch kein Antrag des Beschwerdeflhrers auf Aufschub gemaR§ 26 Abs. 3
WG 2001 entnehmen, sondern richtet sich dieses klar gegen den Bescheid mit welchem der Befreiungsantrag des
Beschwerdefiihrers abgewiesen wurde. Dass der Beschwerdefiihrer als Betreff des Schreibens ,Aufschiebung des
Prasenzdienstes” ist nicht ausschlaggebend, insbesondere, da der Beschwerdefiihrer darin keinerlei Griinde fiir einen
Aufschub vorbringt (Schul- oder Hochschulausbildung, sonstige Berufsvorbereitung oder weiterfihrende
Ausbildung).Dem Schreiben vom 17.04.2024 Iasst sich jedoch kein Antrag des Beschwerdeflhrers auf Aufschub gemaR
Paragraph 26, Absatz 3, WG 2001 entnehmen, sondern richtet sich dieses klar gegen den Bescheid mit welchem der
Befreiungsantrag des Beschwerdeflihrers abgewiesen wurde. Dass der Beschwerdeflhrer als Betreff des Schreibens
+Aufschiebung des Prasenzdienstes” ist nicht ausschlaggebend, insbesondere, da der Beschwerdefiihrer darin keinerlei
Grinde fur einen Aufschub vorbringt (Schul- oder Hochschulausbildung, sonstige Berufsvorbereitung oder
weiterfiihrende Ausbildung).

Nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs kommt es bei der Ermittlung von Rechtsqualitat und Inhalt eines
Anbringens nicht auf die Bezeichnung durch den Einschreiter, sondern auf den Inhalt der Eingabe, also auf das daraus
erkenn- und erschlieBbare Ziel des Einschreiters an. Entscheidend ist, wie das Erklarte, also der Wortlaut des
Anbringens unter Berlcksichtigung der konkreten gesetzlichen Regelung, des Verfahrenszwecks und der Aktenlage
objektiv verstanden werden muss. Im Zweifel darf nicht davon ausgegangen werden, dass eine Partei einen von
vornherein sinnlosen oder unzuldssigen Antrag gestellt hat (VwGH 19.03.2013, 2012/21/0082).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist eine Entscheidung, liegt in dieser eine offenbar auf einem
Versehen beruhende Unrichtigkeit vor, die nach § 62 Abs. 4 AVG jederzeit berichtigt werden kdnnte, auch vor einer
Berichtigung bereits in der entsprechenden richtigen Fassung zu lesen (VwGH 20.03.2018, Ra 2017/03/0092; VwGH
14.04.2022, Ra 2022/14/0082).Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist eine Entscheidung, liegt in
dieser eine offenbar auf einem Versehen beruhende Unrichtigkeit vor, die nach Paragraph 62, Absatz 4, AVG jederzeit
berichtigt werden kdnnte, auch vor einer Berichtigung bereits in der entsprechenden richtigen Fassung zu lesen (VWGH
20.03.2018, Ra 2017/03/0092; VWGH 14.04.2022, Ra 2022/14/0082).

Das bedeutet, dass, wenn sich die Behdrde nur im Datum verschrieben hatte, der Bescheid so zu lesen ware, als ware
der Antrag mit dem richtigen Datum abgewiesen worden.

Im Akt befindet sich jedoch lediglich ein Antrag auf Befreiung, welchen der Beschwerdefihrer mit E-Mail vom
22.04.2024 an die Behorde Ubermittelte. Auch hier gilt angesichts der Bezeichnung als Antrag auf Aufschub in der E-
Mail die oben angefiihrte Rechtsprechung, da der Wille des Beschwerdefuihrers eindeutig aus dem Antrag selbst
hervorgeht welcher die Formulierung: ,Ich beantrage die Befreiung von der Verpflichtung zur Leistung des
Grundwehrdienstes bis 01.05.2026" enthalt.

Dass die Beschwerde keinen Antrag darstellen kann, Uber den die Behorde zuvor mit Bescheid absprechen kann,
versteht sich von selbst.
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Es mangelt daher eines Antrags des Beschwerdefuhrers (vom 17.04.2024 bzw. Gberhaupt) auf Aufschub nach§ 26 Abs.
3 WG 2001 und ergeht der verfahrensgegenstandliche Bescheid daher antragslosEs mangelt daher eines Antrags des
Beschwerdefihrers (vom 17.04.2024 bzw. Gberhaupt) auf Aufschub nach Paragraph 26, Absatz 3, WG 2001 und ergeht
der verfahrensgegenstandliche Bescheid daher antragslos.

Mangels eines Antrags - dieser wird von Aufschub nach8 26 Abs. 3 WG 2001 ausdrucklich gefordert - ist der Bescheid
daher mangels Zustandigkeit der Behérde, Uber den Nicht-Antrag abzusprechen, ersatzlos zu beheben. Diese wird
Uber den (somit noch offenen) Befreiungsantrag nach 8 26 Abs. 1 Z 2 WG 2001 zu entscheiden haben.Mangels eines
Antrags - dieser wird von Aufschub nach Paragraph 26, Absatz 3, WG 2001 ausdrucklich gefordert - ist der Bescheid
daher mangels Zustandigkeit der Behdrde, Uber den Nicht-Antrag abzusprechen, ersatzlos zu beheben. Diese wird
Uber den (somit noch offenen) Befreiungsantrag nach Paragraph 26, Absatz eins, Ziffer 2, WG 2001 zu entscheiden

haben.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemdaR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Die Revision
ist gemal’ Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
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